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22. 03/0050 Verkehrsberuhigung alter Stadtkern Sankt Augustin-

Ort 
(Antrag der SPD-Fraktion vom 13.02.2003) 

FB 6/10 

  Frau Witte erläuterte kurz für die SPD-Fraktion den Antrag. 
 
Im Anschluss hieran wurde von Herr Gleß erläutert, dass bereits in der 
Vergangenheit (1996) ein Gutachten zu dieser Situation erstellt wurde. 
Allerdings wurden bis heute keine Mittel im Haushalt der Stadt Sankt 
Augustin veranschlagt. Daher ist es nun notwendig den finanziellen Auf-
wand zu ermitteln. Seit 1996 hat sich die Situation in diesem Gebiet 
nicht erheblich verschlechtert. Daher stellt sich die Frage nach der 
Dringlichkeit einer entsprechenden Maßnahme.  
 
Die Auffassung des Herrn Fischer, dass hier nicht nur eine Straße be-
trachtet werden sollte, wurde durch die Verwaltung geteilt. Es ist natür-
lich notwendig, dass gesamte Gebiet zu betrachten, damit die Probleme 
nicht in andere Straßen verschoben werden.  
 
Nach weiteren Wortmeldungen von Herrn Schäfer und Herrn Keppel, 
welche zum Inhalt die Differenzierung der dort entstehenden Verkehre 
und die Ursachen für den Durchgangsverkehr hatten, wurde durch Herrn 
Janssen auf die derzeitige Haushaltslage aufmerksam gemacht.  
 
Im Anschluss hieran bat Herr Dr. Frank darum, dass der Auftrag an die 
Verwaltung aus der Vergangenheit erfüllt werden soll. Hierzu sollte bis 
zum Herbst 2003 ein entsprechendes Konzept erstellt werden.  
 
Nachdem durch die Herren Sobkowski und Meyer-Eppler und Frau Feld-
Wielpütz weitere Wortbeiträge geleistet wurden erklärte der Vorsitzende, 
dass hier offensichtlich heute keine eindeutige Regelung gefunden wer-
den kann und vertagte diesen Tagesordnungspunkt bis auf weiteres.  

 
 
14. 03/0114 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 108/1 „Berli-

ner Straße“ 
1. Erweiterung des Geltungsbereichs 
2. Vorstellung des Entwurfs zur Beteiligung der 

Bürger und der Träger öffentlicher Belange 

FB 6/10 

  Die Frage des Herrn Köhler, ob hier bereits eine Abstimmung mit dem 
Jugendamt erfolgt ist, wurde durch die Verwaltung dahingehend beant-
wortet, dass dies, sofern diesem Beschlussvorschlag vom Ausschuss 
zugestimmt wird, unverzüglich erfolgen wird.  
 
Herr Fischer und Herr Schäfer erklärten, dass ihre Fraktionen dem Be-
schlussvorschlag zustimmen werden.  

 
  Sodann fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgenden Be-

schluss: 
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Der Planungs- und Verkehrsausschuss beschließt: 
 

1. die Erweiterung des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 108/1 „Berliner Straße“. Der Geltungsbe-
reich dieses Bebauungsplanes liegt in der Gemarkung Hangelar, 
Flur 2 und ist der Anlage 2 „Abgrenzung des Geltungsbereiches“ 
zu entnehmen. 

 
2.  auf der Grundlage des in der Sitzung vorgestellten Entwurfs ge-

mäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB die Bürger und die Träger 
öffentlicher Belange zu beteiligen.  

 
 
  einstimmig 
 
5. 03/0020 Neufassung der Kinderspielflächensatzung FB 5 
  Vorab erläuterte Herr Gleß ausführlich die als Tischvorlage vorliegenden 

Unterlagen. Die Unterschiede zu den bereits mit der Einladung versand-
ten Unterlagen sind in folgenden Punkten zu sehen.  
 
Die Ziffer 4 auf Seite 2 ist als Ergänzung anzusehen. Hier ist als Hinder-
grund gedacht, dass den Mitarbeitern der Bauaufsicht mehr Flexibilität 
eingeräumt wird. Bei der bestehenden Satzung müssen bei Gebäuden 
mit mehr als vier Wohneinheiten in jedem Fall Kinderspielflächen einge-
richtet werden. Dies ist unabhängig von der Größe der Wohneinheiten. 
Dies würde auch notwendig werden, wenn in dem Gebäude Apparte-
ment-Wohneinheiten (Ein-Raum-Wohnungen) vorgesehen sind. Es wür-
den Kinderspielflächen errichtet, die evtl. nicht genutzt werden und ent-
sprechend im Laufe der Zeit verkommen. Dies hätte natürlich auch Ein-
fluss auf das Erscheinungsbild der Stadt Sankt Augustin. Daher diese 
Deregulierung. 
 
Weiterhin schlägt Herr Gleß vor, dass bei der Anzahl der Wohneinheiten 
von zwischen vier und sechs in jedem Fall der Fachbereich 5 zu beteili-
gen ist.  
 
Auf die Frage von Herrn Schäfer, wie die Kontrolle des Zustandes der 
Spielflächen durchgeführt werden können, antwortete Herr Gleß, dass 
dies in der Tat schwierig umzusetzen ist. In jedem Fall erfolgen Kontrol-
len bei der Endabnahme des Gebäudes. 
 
Nach weiteren Verständnisfragen von Herrn Janssen, Frau Roitzheim 
und Herrn Eggert erklärte Herr Köhler, dass es sich bei der Ausgestal-
tung der Spielflächen auch mehr Flexibilität wünschen würde. Weiterhin 
sollte der Verweis auf die DIN-Vorschrift genauer spezifiziert werden, 
damit klarer wird, welche Gehölze zur Verwendung vorgesehen sind.  
 
Im Anschluss hieran wurde durch die Herren Schäfer, Fischer und Jans-
sen erklärt, dass die Verwaltung die in der Sitzung vorgetragenen Anre-
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gungen erneut prüfen und aufarbeiten sollte. Die Herren waren sich da-
hingehend einig, dass der Tagesordnungspunkt heute nicht zur Abstim-
mung gelangt und in die nächste Sitzung des Planungs- und Ver-
kehrsausschusses vertagt wird.  
 
Sodann stellte der Vorsitzende fest, dass einvernehmlich die Auffassung 
vertreten wurde, dass der Tagesordnungspunkt in die nächste Sitzung 
vertagt wird.  

 
 
6. 03/0060 Bebauungsplan Nr. 109 „An der Kaisermaar“ 

1. Teilaufhebung 
2. Verzicht auf frühzeitige Beteiligung der Bürger  
3. Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie Beteili-

gung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB 

FB 6/10 

  Auf die Frage von Herrn Köhler, warum in diesem Bereich eine Teilauf-
hebung und nicht gleichzeitig eine neue Aufstellung beschlossen werden 
soll, antwortete Herr Gleß, dass ein Bebauungsplan für diesen Bereich 
für eine vernünftige Bebauung eher hinderlich sein würde und die Rege-
lungsmöglichkeiten im Rahmen der Vorschriften des § 34 BauGB aus-
reichend sind.  
 
Herr Schäfer erklärte, dass er Probleme mit der Abstandflächenregelung 
im hinteren Bereich des Grundstücks zum Bebauungsplan Nr. 108/B 
sieht. Des weiteren weißt Herr Schäfer auf den dort zu schützenden 
Baumbestand hin.  
 
Hinsichtlich des Hinweises von Herrn Schäfer führte Herr Gleß aus, dass 
der zu schützende Baumbestand im Rahmen der bestehenden Baum-
schutzsatzung betrachtet werden wird.  
 
Die Frage des Herrn Eggert, ob in den letzen 12 Monaten konkrete Ge-
spräche zur Bebauung dieses Grundstücks geführt wurden, wurde durch 
die Verwaltung bejaht.  
 
Herr Janssen vertrat die Auffassung, dass eine vernünftige Bebauung 
durch die von Herrn Gleß vorgetragene Weise möglich ist und erklärte, 
dass seine Fraktion diesem Beschlussvorschlag zustimmen wird.  
 
Auf Vorschlag von Herrn Schröer erklärte Herr Gleß, dass eine spätere 
Bebauungsabsicht vorher dem Planungs- und Verkehrsausschuss zur 
Kenntnis gegeben wird.  
 
Sodann fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgenden Be-
schluss: 

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin, folgende Beschlüsse zu fassen: 
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1. Das Teilaufhebungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 109 „An der 
Kaisermaar“, wird eingeleitet. 

 
Die Teilaufhebung wird begrenzt auf die Parzellen Nrn. 414, 416, 
1208, 1209, 420, 422 und 424. Die Parzellen liegen in der Gemar-
kung Hangelar, Flur 3, nördlich der Waldstraße, östlich der Medien-
zentrale des Bundes, südlich der Parzelle Nr. 345 sowie westlich der 
Parzellen Nrn. 2688 und 392. 

 
2. Gemäß § 13 Abs. 1 BauGB wird von der frühzeitigen Bürgerbeteili-

gung nach § 3 Abs. 1 BauGB abgesehen, da sich die Aufhebung 
nur unwesentlich auf das Plangebiet und die Nachbargebiete aus-
wirkt.  

 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB wird gleichzeitig mit dem Verfahren der Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB durchgeführt.  

 
3. Die Teilaufhebung wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB einschließlich 

der Begründung auf die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt. 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches der Aufhebung sind 
dem Geltungsberichtsplan vom 25.3.2003 zu entnehmen. 

 
  15 Ja Stimmen 

1 Nein Stimme 
 
 
7. 03/0087 Bebauungsplan Nr. 405/2 „Menden-Süd“, 1. Ände-

rung, Sankt Augustin, Gemarkung Niedermenden, 
Flur 2, Kreuzungsbereich der Von-Galen-Straße und 
der Meindorfer Straße; 
1. Beratung und Beschlussfassung über die wäh-

rend der öffentlichen Auslegung vom 23.10.02 bis 
25.11.02 (einschließlich) eingegangenen Anregun-
gen der Bürger sowie der Träger öffentlicher Be-
lange 

2. Satzungsbeschluss 

FB 6/10 

  Herr Schäfer fragte an, wie die Abstände zu der bestehenden Bebauung 
hinsichtlich einer evtl. Verschattung der Grundstücke beurteilt werden, 
da hier eine zweigeschossige Bebauung zuzüglich ausgebautem Dach-
geschoss vorgesehen ist.  
 
Herr Gleß beantwortete die Frage dahingehend, dass die vorgelegte 
Planung das Ergebnis der vorher geführten Diskussionen und vorgetra-
genen Anregungen darstellt. Die Gärten wurden mit Absicht in die Süd-
richtung geplant, damit diese größtmögliche Sonneneinwirkung erhalten. 
Die Höhe der Gebäude hat keine Auswirkung auf evtl. Verschattungen 
der angrenzenden, nördlichen Grundstücke, da der Abstand zu diesen 
ausreichend dimensioniert ist. Dieser Auffassung schloss sich Herr Eg-
gert an, da er aus den Planunterlagen einen Abstand von ca. 25,00 m 
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erkennen kann.  
 
Herr Köhler erklärte, dass seine Fraktion dem vorliegenden Beschluss-
vorschlag zustimmen wird und fragte gleichzeitig an, warum bei der Be-
rechnung der Eingriffsfläche die Stellplätze, Zufahrten und Terrassen 
nicht einbezogen wurden. Hier wird eine entsprechend hohe Versiege-
lung stattfinden. Weiterhin merkte Herr Köhler an, dass der Verweis auf 
die Landesbauordnung seiner Ansicht nach nicht ausreicht, um den Bür-
gern die dahinter steckende Absicht zu erläutern.  
 
Herr Gleß erläuterte hierzu, dass der Hinweis auf die Landesbauordnung 
gewählt wurde, um die angrenzenden Anwohner zu schützen, da in die-
ser gesetzlichen Vorschrift auch die Abstandregelungen enthalten sind, 
welche bei der Thematik der Verschattung von Nachbargrundstücken 
anzuwenden ist.  
 
Der Vorsitzende unterbrach anschließend kurz die Sitzung um einem 
anwesenden Bürger die Gelegenheit zu geben, sich zu der vorliegenden 
Planung zu äußern. Nachdem die Sitzung wieder aufgenommen wurde, 
erklärte Herr Gleß auf Anfrage von Herrn Fischer, dass der Abstand sei-
ner Auffassung nach ausreicht und daher keine Änderungen in der Pla-
nung vorgesehen sind.  
 
Hinsichtlich der Frage des Herrn Köhler zu der Berechnung der Eingriffs-
flächen wird diese wie folgt beantwortet:  
 
Gemäß § 1 a Abs. 3 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit 
die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder 
zulässig waren. Der o. g. Bebauungsplan ist seit 29.01.1980 rechtskräf-
tig. Die Eingriffe sind in der festgesetzten Form ohne Ausgleich zulässig. 
 
Die Ausnutzung der Grundstücke wurde durch die Festsetzung von GRZ 
(= 0,4) bestimmt, die bebaubaren Flächen durch Baugrenzen markiert. 
In dem zu ändernden Bereich innerhalb des rechtskräftigen Bebauungs-
planes waren 3.150 m² bebaubare Fläche festgesetzt, die ohne Aus-
gleich auch innerhalb der 1. Änderung zulässig sind. Bei dem neuen 
städtebaulichen Entwurf (1. Änderung) wurde die bebaubare Fläche je-
doch geringfügig erweitert (50 m²) und dafür die Maßnahme M 1 festge-
setzt. 
 
Bei den weiteren befestigten Flächen, wie z. B. Terrassen, Garagenzu-
fahrten, Stellplätze usw., die im Plan nicht dargestellt sind, jedoch durch 
die festgesetzte GRZ (= 0,4) begrenzt sind, wurde auf eine Schätzung 
bzw. Berechnung der befestigten Fläche verzichtet. Dieser Eingriff war 
gemäß § 1 a Abs. 3 BauGB bereits früher zulässig und bleibt in diesem 
Umfang auch ohne Ausgleich innerhalb der 1. Änderung zulässig. Da in 
den textlichen Festsetzungen unter Punkt A 2 eine weitere gemäß § 19 
Abs. 3 BauNVO zulässige Überschreitung der GRZ ausgeschlossen 
wurde, ist zu erwarten, dass der Eingriff, der durch die Befestigung der 
Flächen für Terrassen, Zufahrten, Stellplätze usw. innerhalb der 1. Än-
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derung verursacht wird, den zulässigen Umfang nicht erreicht. Aus die-
sem Grund wurde auf die flächenmäßige Gegenüberstellung der befes-
tigten Flächen, die gemäß dem rechtskräftigen Bebauungsplan zulässig 
sind und die gemäß der 1. Änderung möglich werden, verzichtet.  
 
Darüber hinaus werden die zu kompensierenden Eingriffe innerhalb des 
Geltungsbereichs mit einem Überschuss von 140 Punkten um mehr als 
100 % ausgeglichen.  
 
Sodann ließ der Vorsitzende über nachfolgenden Beschlussvorschlag 
abstimmen: 
 

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin, folgende Beschlüsse zu fassen: 
 

1. Der Rat der Stadt Sankt Augustin nimmt den Bericht über die er-
neute Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Kennt-
nis, die Auswertung der Anregungen wird beschlossen. 

 
2. Auf Grund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der derzeit geltenden Fassung sowie der 
§§ 2 und 10 des Baugesetzbuches in der derzeit geltenden Fas-
sung beschließt der Rat der Stadt Sankt Augustin die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 405/2 „Menden-Süd“ für den Bereich 
Sankt Augustin, Gemarkung Niedermenden, Flur 2, im Kreu-
zungsbereich der Von-Galen-Straße und der Meindorfer Straße 
als Satzung einschließlich der textlichen Festsetzungen. Die Be-
gründung hierzu wird ebenfalls beschlossen. Die genauen Gren-
zen des Geltungsbereichs sind dem Geltungsbereichsplan vom 
17.05.2002 zu entnehmen. 

 
  einstimmig 
 
 
8. 03/0091 Bebauungsplan Nr. 607/3 „Pappelweg“, 3. vereinfach-

te Änderung, Sankt Augustin, Gemarkung Niederpleis, 
Flur 6, zwischen dem Sanddornweg, dem Pleiser Park 
und dem Weißdornweg: 

1. Beratung und Beschlussfassung über die wäh-
rend der öffentlichen Auslegung vom 
10.03.2003 bis 11.04.2003 (einschließlich) ein-
gegangenen Anregungen der Bürger sowie der 
Träger öffentlicher Belange, 

2. Satzungsbeschluss 

FB 6/10 

  Ohne Aussprache fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgen-
den Beschluss:  

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 
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Sankt Augustin, folgende Beschlüsse zu fassen: 
 
1. Der Rat der Stadt Sankt Augustin nimmt den Bericht über die Betei-

ligung der Bürger gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zur Kenntnis. 

 
2. Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen in der derzeit geltenden Fassung sowie der §§ 2 
und 10 des Baugesetzbuches in der derzeit geltenden Fassung be-
schließt der Rat der Stadt Sankt Augustin die 3. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 607/3 „Pappelweg“ für den Bereich Sankt Augus-
tin, Gemarkung Niederpleis, Flur 6, zwischen dem Sanddornweg, 
dem Pleiser Park und dem Weißdornweg als Satzung einschließlich 
der textlichen Festsetzungen. 
Die Begründung hierzu wird ebenfalls beschlossen. 
 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs sind dem Geltungsbe-
reichsplan vom 21.08.2002 zu entnehmen. 

 
 
  einstimmig 
 
 
9. 03/0095 Bebauungsplan Nr. 709/1 „Im Mittelfeld“, 1. Änderung, 

Sankt Augustin-Buisdorf; 
Vorstellung des Vorentwurfes 

FB 6/10 

  Herr Schopp regte an, dass bei der Planung eine Fußwegeverbindung 
im Bereich der Hochmeisterstraße berücksichtigt werden sollte. Hier ist 
zur Zeit eine Mauer, welche mit wenig Aufwand durch eine Öffnung be-
gehbar gemacht werden könnte. Herr Gleß erklärte hierauf, dass diese 
Anregung in die Planung aufgenommen und mit dem Investor bespro-
chen wird.  
 
Herr Köhler erklärte, dass er nach wie vor gegen eine Ansiedlung in die-
ser Lage ist und nicht zustimmen wird.  
 
Im Anschluss hieran ließ der Vorsitzende über den vorliegenden Be-
schlussvorschlag abstimmen.  
 
Der Planungs- und Verkehrsausschuss fasste folgenden Beschluss: 

 
  Die Verwaltung empfiehlt dem Planungs- und Verkehrsausschuss fol-

genden Beschluss zu fassen: 
 
„Der Planungs- und Verkehrsausschuss nimmt den vorgestellten Vor-
entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 709/1 „Im Mittelfeld“ 
für das Gebiet Gemarkung Buisdorf, Flur 9, zwischen der Lärmschutzan-
lage südlich der Wohnbebauung Hochmeisterstraße, westlich des ALDI-
Logistikzentrums in einer Breite von ca. 70 m und nördlich der Straße 
„Im Mittelfeld“ zustimmend zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, 
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die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB durchzuführen.  
 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs der 1. Änderung sind dem 
Geltungsbereichsplan vom 28.08.2008 zu entnehmen.“ 

 
  15 Ja Stimmen  

1 Nein Stimme 
 
 
10. 03/0100 Bebauungsplan Nr. 410 „Turmhof“, 1. vereinfachte 

Änderung der Stadt Sankt Augustin, Gemarkung Nie-
dermenden, Flur 4, Baugebiet nördlich der Ernst-
Reuter-Straße und westlich der Mittelstraße, im Nor-
den begrenzt durch den Bebauungsplan Nr. 418 
„Burgstraße“; 

1. Aufstellungsbeschluss 
2. Auslegungsbeschluss 

FB 6/10 

  Ohne Aussprache fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgen-
den Beschluss:  

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. „Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt für das Gebiet der 
Gemarkung Niedermenden, Flur 4, Baugebiet nördlich der Ernst 
Reuter Straße und westlich der Mittelstraße, im Norden begrenzt 
durch den Bebauungsplan Nr. 418 „Burgstraße“ die Aufstellung 
für die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 410 
„Turmhof“ 
 

einstimmig 
 

2. „Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt den vorliegenden 
Entwurf der textlichen Festsetzungen sowie die Begründung des 
Bebauungsplanes Nr. 410 „Turmhof“ – 1. vereinfachte Änderung 
für das Gebiet der Gemarkung Niedermenden, Flur 4, Baugebiet 
nördlich der Ernst-Reuter-Straße und westlich der Mittelstraße, im 
Norden begrenzt durch den Bebauungsplan Nr. 418 – Burgstraße 
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Baugesetzbuch (BauGB) auf die Dauer 
eines Monats öffentlich auszulegen.“ 

 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches sind dem Geltungsbe-
reichsplan vom 20.03.2003 zu entnehmen. Der Plan ist Bestandteil des 
Beschlusses. 

 
  einstimmig 
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11. 03/0101 54. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Sankt Augustin für den Bereich Gemarkung Ober-
menden, Flur 6, östlich der Siegstraße, südlich der 
Straße Am Bauhof (L 143) und nördlich der There-
sienstraße; 
Aufstellungsbeschluss 

FB 6/10 

  Herr Gleß teilte zu diesem Tagesordnungspunkt mit, dass hier eine re-
daktionelle Änderung vorzunehmen ist. Bei diesem Thema handelt es 
sich nicht um die 54. Änderung des Flächennutzungsplanes wie in der 
Einladung und der Sitzungsvorlage niedergeschrieben. Es muss tatsäch-
lich 56. Änderung des Flächennutzungsplanes lauten.  
 
Auf die Frage von Herrn Köhler, ob diese Änderung des FNP als Hinter-
grund eine Erweiterung des vorhandenen Gewerbebetriebes hat, ant-
wortete Herr Gleß für die Verwaltung, dass dies nicht der Grund ist. Die 
Verwaltung muss in diesem Bereich tätig werden. Hier wurde kürzlich 
eine Veränderungssperre erlassen, die zwei Jahre gültig ist und zwei 
mal jeweils um ein Jahr verlängert werden kann. Jedoch ist erforderlich, 
dass die Behörde planerische aktiv wird. Diese wird hiermit vorgenom-
men. Als zweiter Schritt ist notwendig den dort bestehenden Bebau-
ungsplan zu überarbeiten.  
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen seitens der Ausschussmitglie-
der gewünscht waren, fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss fol-
genden Beschluss: 

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt den Flächennutzungsplan 
für den Bereich in Sankt Augustin-Menden, Gemarkung Obermenden, 
Flur 6, östlich der Siegstraße, südlich der Straße am Bauhof (L 143) und 
nördlich der Theresienstraße im Rahmen des 54. Änderungsverfahrens 
zu ändern. 
 
Die genauen Grenzen des Änderungsbereiches sind im Geltungsbe-
reichsplan vom 25.3.2003 dargestellt. Der Plan ist Bestandteil des Be-
schlusses.  

 
  15 Ja Stimmen 

1 Enthaltung 
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12. 03/0104 45. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Sankt Augustin, Gemarkung Birlinghoven, Flur 7 und 
9, westlich des Lauterbaches bis zur Louis-Hagen-
Straße; 

1. Bericht über die frühzeitige Beteiligung der 
Bürger und der Träger öffentlicher Belange 

2. Auslegungsbeschluss 
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  Herr Gleß erläuterte für die Verwaltung, dass in diesem Bereich aus his-
torischer Sicht seit dem Aufstellungsbeschluss vom 06.05.1970 Planun-
gen vorgenommen wurden, ohne dass ein Ergebnis verzeichnet werden 
konnte. Nun liegt eine Planung vor, von der die Verwaltung ausgeht, das 
sie einerseits den Anforderungen der Bürgerschaft Rechnung trägt und 
darüber hinaus den berechtigten Anforderungen der Firma Hennecke 
gerecht wird. Des weiteren finden in der Planung Abwägungserforder-
nisse, wie Natur und Landschaftsschutz sowie Ökologie usw., dauerhaft 
Berücksichtigung. Aus dem erstellten Gutachten geht hervor, dass dau-
erhaft gewährleistet ist, dass keine immissionsschutzrechtlichen Konflik-
te zwischen der angrenzenden Wohnbevölkerung und dem Betrieb der 
Firma Hennecke entstehen werden. Dieses betrifft den kompletten Be-
trieb inklusive Erweiterungsflächen. Die vorliegenden Änderungen sind 
mit der Firma Hennecke abgestimmt und abgesprochen.  
 
Nach weiteren Verständnisfragen von Herrn Köhler und Herrn Schäfer, 
die Herr Gleß ausführlich beantwortete, fasste der Planungs- und Ver-
kehrsausschuss folgenden Beschluss:  

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss nimmt den Bericht über die früh-

zeitige Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange an der 
Bauleitplanung sowie den Verfahrensvorschlag der Verwaltung zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Rat der Stadt Sankt Augustin, folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
„Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt, den Entwurf sowie die 
Erläuterung der 45. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Sankt Augustin einschließlich der schalltechnischen Untersuchung für 
den Bereich der Gemarkung Birlinghoven, Flur 7 und 9, westlich des 
Lauterbaches bis zur Louis-Hagen-Straße gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) auf die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.“ 
 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches sind im Geltungsbe-
reichsplan vom 11.12.2000 zu entnehmen. 
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  einstimmig 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. 03/0105 Bebauungsplan Nr. 514/2 „Friedensstraße“ der Stadt 

Sankt Augustin, Gemarkung Siegburg-Mülldorf, Flur 
5, zwischen der Sandstraße, der Brunnenstraße, der 
Friedensstraße und der Vom-Stein-Straße; 

1. Bericht über die während der ersten öffentli-
chen Auslegung vorgebrachten Anregungen 

2. Beschluss über die erneute Auslegung des Be-
bauungsplans 

FB 6/10 

  Herr Gleß erläuterte, dass die Sitzungsvorlage dahingehend geändert 
werden muss, das im Rahmen der Auslegung nicht nur Anregungen zu 
den Änderungen und Ergänzungen, sondern zum gesamten Planinhalt 
zugelassen werden sollen. Damit ist die auf der Seite 130 (Absatz 2 Satz 
1) der Einladung getroffene Aussage überholt.  
 
Sodann fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgenden Be-
schluss:  

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1.   Der Rat der Stadt Sankt Augustin nimmt den Bericht über die Be-
teiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 BauGB zustimmend zu Kenntnis.  

 
einstimmig 
 

2. Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt den überarbeiteten 
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 514/2 „Friedensstraße“ in der 
Gemarkung Siegburg-Mülldorf, Flur 5, zwischen der Sandstraße, 
der Brunnenstraße, der Friedensstraße und der Vom-Stein-
Straße einschließlich der textlichen Festsetzungen der Begrün-
dung sowie des landschaftspflegerischen Fachbeitrages und des 
hydrologischen Gutachtens gemäß § 3 Abs. 3 BauGB für die 
Dauer von 2 Wochen erneut öffentlich auszulegen.  

 
Die genauen Grenzen sind dem Geltungsbereichsplan vom 9.1.2002 zu 
entnehmen. 

 
  einstimmig 
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15. 03/0136 55. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Sankt Augustin, Gemarkung Niederpleis, Flur 4, zwi-
schen der Bahnstraße, der Straße Am Eichelkämp-
chen, dem Schützenweg und der westlichen Grenze 
der Parzelle Nr. 1836; 
Aufstellungsbeschluss 

FB 6/10 

  Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt. 
 
 
16. 03/0118 Bebauungsplan Nr. 617/1 „Am Schützenhaus-Ost“ der 

Stadt Sankt Augustin, Gemarkung Niederpleis, Flur 4, 
zwischen der Bahnstraße, der Straße Am Eichelkämp-
chen, dem Schützenweg und der Westgrenze der Par-
zelle Nr. 1836; 
Aufstellungsbeschluss 

FB 6/10 

  Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt. 
 
 
17. 03/0139 Bebauungsplan Nr. 406/4 A „Marie-Curie-Straße“ der 

Stadt Sankt Augustin für den Bereich Gemarkung O-
bermenden, Flur 8, südlich der Autobahnauffahrt (A 
560) und nördlich der Marie-Curie-Straße; 
1. Beratung und Beschluss über die während der 

öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregun-
gen  

2. Satzungsbeschluss 

FB 6/10 

  Herr Köhler bemerkte, dass das Pflanzkonzept für diesen Bereich nicht 
stimmig ist. Auf Bitte des Herrn Köhler, dieses erneut zu überprüfen, er-
klärte Herr Gleß, dass dies geschehen wird. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, fasste der Planungs- und 
Verkehrsausschuss folgenden Beschluss: 

 
  Der Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt 

Sankt Augustin folgende Beschlüsse zu fassen 
 
1. Der Rat der Stadt St. Augustin beschließt die während der Ausle-

gung des Bebauungsplanes Nr.: 406/4A „Marie Curie Straße“ vorge-
brachten Anregungen nach eingehender Prüfung entsprechend den 
folgenden Erläuterungen zu berücksichtigen bzw. nicht berücksichti-
gen. 

 
einstimmig 
 
2. Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein- Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.7.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 30.4.2002 (GV NRW S. 160) sowie des § 10 BauGB 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.8.1997 (BGBl. I S. 
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2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 23.7.2002 (BGBl. I S. 2850) beschließt der Rat der Stadt 
St. Augustin den Bebauungsplan Nr. 406/4A „Marie Curie Straße“ für 
den Bereich Gemarkung Obermenden, Flur 8, südlich der Autobahn-
auffahrt (A 560) und nördlich der Marie-Curie-Straße als Satzung 
sowie die Begründung hierzu. 

 
Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
sind dem Geltungsbereichsplan vom November 2001 zu entnehmen. 
Der Plan ist Bestandteil des Beschlusses. 

 
  einstimmig 
 
 
18. 03/0072 Drängelgitter am Durchgang Thomaskreuzchen/ Gins-

terweg 
(Antrag der SPD-Fraktion vom 24.02.2003) 

FB 6/10 

  Herr Steinkamp erläuterte für die Verwaltung, dass aus Sicht der Ver-
kehrsbehörde keine Maßnahmen erforderlich sind. Es hat in der Ver-
gangenheit offensichtlich einen Zusammenstoß gegeben, der jedoch bei 
keiner Behörde (Polizei oder Stadtverwaltung) aktenkundig gemacht 
wurde. Es ist daher davon auszugehen, dass derjenige sich seiner 
Schuld bewusst ist und daher auf Ansprüche verzichtet hat. Daher ist die 
jetzige Regelung mit dem Drängelgitter für die Anwohner als sicherer zu 
beurteilen, als wenn hier eine sogenannte Pfostenlösung errichtet wird. 
Diese wäre mit Sicherheit schneller zu befahren.  
 
Die Anregung von Frau Witte, die Kenntlichmachung des Drängelgitters 
bei Dunkelheit zu überprüfen wurde von der Verwaltung aufgenommen 
und zugesagt hierüber zu berichten.  
 
Der Vorsitzende erklärte sodann den Antrag für erledigt.  

 
 
19. 03/0109 Straßenbeleuchtung 

(Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
04.04.2003) 

FB 7 

  Herr Köhler erklärte zu diesem Antrag, dass es Bereiche in Sankt Au-
gustin gibt, für die sich eine sinnvollere und kostenmindernde Regulie-
rung der Straßenbeleuchtung anbietet. Diese Bereich sollten durch die 
Verwaltung erfasst und entsprechend überprüft werden.  
 
Herr Janssen sprach sich gegen diesen Antrag aus, da sich aus der 
Verkehrssicherungspflicht ergibt, wo und wie die Verkehrsflächen zu 
beleuchten sind.  
 
Auch Herr Fischer sah keine Veranlassung für diesen Antrag und erklär-
te, dass er diesem Antrag ebenfalls nicht zustimmen wird.  
 
Herr Schäfer erklärte, dass die Verwaltung sicherlich aus eigenem Inte-
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resse (Spareffekt) tätig werden wird. Daher sollte hier kein Beschluss 
gefasst werden.  
 
Herr Köhler erklärte sodann, dass er den Antrag zurückzieht. Jedoch 
sollte die Verwaltung hierzu ein Konzept erstellen. 

 
  Der Antrag wurde zurückgezogen. 
 
 
 
 
 
20. 03/0141 Neue Stellplatzmarkierungen auf der Kölnstraße vor 

der Kreissparkasse 
(Antrag der CDU-Fraktion vom 06.05.2003) 

FB 1 

  Herr Steinkamp erläuterte, dass hier bereits eine schriftliche Beantwor-
tung der Straßenverkehrsbehörde an die Fraktionen ergangen ist. Dar-
über hinaus ist nur noch eine Regelung durch die Bauaufsichtsbehörde 
möglich.  
Herr Gleß erklärte, dass die Anordnung der Stellplätze in diesem Be-
reich durch die Baugenehmigung gefordert wurde. Dies geschah auch in 
Abstimmung mit der Straßenverkehrsbehörde.  
 
Auf Anregung von Herrn Dr. Frank erklärte Herr Gleß, dass die Auflage 
in der Baugenehmigung erneut geprüft wird.  
 
Sodann fasste der Planungs- und Verkehrsausschuss folgenden Be-
schluss: 

 
  „Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob die Markierung für die 

Stellplätze so verändert werden kann, dass diese vollständig auf dem 
Grundstück der Kreissparkasse liegen und der Gehweg wieder in voller 
Breite den Fußgängern zur Verfügung steht.“ 

 
  einstimmig 
 
 
21. 03/0143 Bauantrag zur Errichtung eines Gebäudes zur Unter-

bringung von Einzelhandelsflächen mit Außenstell-
plätzen in Sankt Augustin-Menden, Siegstraße; 
Bebauungsplangebiet Nr. 419 „Siegstraße“ 

FB 6/30 

 


